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I. Einleitung
Am 20. 3. 2012 hat der Hauptfachausschuss (HFA) des IDW
den Entwurf eines Rechnungslegungsstandards ,Einzelfragen
zur handelsrechtlichen Bilanzierung von Verbindlichkeitsrück-
stellungen’ vorgelegt1. Der Titel lässt eine breit angelegte Erörte-
rung von Ansatz- und Bewertungsfragen bei der Rückstellungs-
bildung vermuten. Tatsächlich konzentriert sich der Entwurf auf
Bewertungsfragen, namentlich auf jene Teilaspekte der Rück-
stellungsbemessung, die durch das BilMoG neu geregelt worden
sind: die Schätzung des (nominellen) Erfüllungsbetrags und die
Barwertermittlung. Dieser engere Fokus hat seine Berechtigung:
Die Bilanzierungspraxis tut sich weithin schwer mit der Umset-
zung der neuen Bewertungsvorschriften, da das Gesetz nur we-
nig Hilfestellung liefert.

Die vom HFA aufgestellten Bewertungsgrundsätze gelten
– soweit nicht speziell gekennzeichnet – für alle Verpflichtun-
gen, die zum Ansatz einer Verbindlichkeitsrückstellung Anlass
geben. Sie werden durch andere Verlautbarungen des IDW er-
gänzt, die sich mit einzelnen Rückstellungsarten oder -sachver-
halten auseinandersetzen2. Die Kommentierungsfrist für den
Entwurf des Rechnungslegungsstandards endet am 28. 9. 2012.

Der Beitrag erläutert wesentliche Konkretisierungen des ge-
setzlichen Bewertungsmaßstabs anhand von Beispielen. Er greift
nicht alle im Entwurf behandelten Fragen auf, sondern widmet
sich mit der Abzinsungsregelung einem Baustein im Bewer-
tungsprozess, der die Komplexität der Rückstellungsbewertung
im Vergleich zur Situation vor BilMoG deutlich erhöht hat und
daher in besonderem Maße den Wunsch nach Vereinfachungs-
lösungen weckt.

Abschn. II. betrachtet zunächst den Anwendungsbereich des
Abzinsungsgebots und die Bedeutung der Vorschrift für kurz-
fristige ungewisse Schulden. Da die Abzinsungszinssätze von
der Deutschen Bundesbank vorgegeben sind, hängt die Barwert-
ermittlung in erster Linie davon ab, wie die Restlaufzeit einer
Verpflichtung ermittelt wird. Diese Frage erörtert Abschn. III.
Keine einheitliche Auffassung hat sich bislang zum Ausweis der
Aufwendungen und Erträge aus der Abzinsung in der GuV he-
rausgebildet. Abschn. IV. erläutert, wie der Vorgabe des § 277
Abs. 5 Satz 1 HGB bei der planmäßigen Fortführung einer län-
gerfristigen Rückstellung und bei Schätzungsänderungen ent-
sprochen werden kann. Der abschließende Abschn. V. skizziert
die Anhangangaben zur Abzinsung von Rückstellungen.

II. Reichweite der Abzinsungsregelung
Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
sind nach § 253Abs. 2 Satz 1HGBabzuzinsen. FürVerpflichtun-
genmit einer Restlaufzeit von einem Jahr oder weniger spricht sich
der HFA mit der ganz überwiegenden Meinung in der Literatur3

für ein Abzinsungswahlrecht aus4. Für ungewisse Sachleistungs-
verpflichtungen soll ein Barwertansatz nicht in Betracht kommen,
wenn der Bilanzierende am Abschlussstichtag über den zu ihrer
Erfüllung abzugebenden Vermögensgegenstand verfügt5.

Der Auslegung des § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB ist zuzustim-
men. Wie sich aus den Gesetzesmaterialien ergibt, sind kurzfris-

tige Verpflichtungen aus Wesentlichkeitserwägungen von der
Abzinsungspflicht ausgenommen6. Ein Verbot der Abzinsung
trägt diese Begründung nicht7.

Das Wahlrecht gilt nicht nur für ungewisse Verpflichtungen
mit einer anfänglichen Restlaufzeit von nicht mehr als einem
Jahr. Auch langfristige Rückstellungen, die zunächst abzuzinsen
waren, dürfen mit dem nominellen Verpflichtungsbetrag ange-
setzt werden, wenn ihre Restlaufzeit am Stichtag nur noch ein
Jahr oder weniger beträgt.

Eingeschränkt wird die Wahrnehmung des Abzinsungswahl-
rechts durch den Grundsatz der Bewertungsmethodenstetigkeit
(vgl. § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB). Seine unterschiedliche Ausübung
bei einzelnen Verpflichtungen verlangt daher nach einem sachli-
chen Grund. Diesen vermag allerdings der dasWahlrecht tragen-
de Vereinfachungsgedanke zu liefern8. Begründbar ist danach et-
wa, Rückstellungen mit einer anfänglichen Restlaufzeit von nicht
mehr als einem Jahr generell nicht abzuzinsen, während ursprüng-
lich längerfristige Verpflichtungen auch am letzten Abschluss-
stichtag vor ihrer Erfüllung zum Barwert angesetzt werden9.

IDW ERS HFA 34 thematisiert nicht, ob sich bei einer
Nichtabzinsung kurzfristiger Rückstellungen auch die Einrech-
nung künftiger Kostensteigerungen verbietet. Dafür könnte das
mit der Neufassung der Bewertungsvorschriften verfolgte Anlie-
gen sprechen, die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage von Unternehmen stärker den tatsächlichen wirtschaft-
lichen Verhältnissen anzunähern10. Da indes § 253 Abs. 2
Satz 1 HGB nur das Abzinsungsgebot relativiert, ohne damit
zugleich eine Bewertung nach Maßgabe der Stichtagspreisver-
hältnisse zu verbinden, wird man den Ansatz kurzfristiger Rück-
stellungen zum erwarteten nominellen Verpflichtungsbetrag zu-
mindest nicht beanstanden können11.
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1 Vgl. IDW ERS HFA 34, abrufbar unter www.idw.de (Rubrik Verlautbarungen,
Download von Entwürfen).

2 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 2.
3 Vgl. etwa Bertram/Kessler, in: Bertram et al., Haufe HGB Bilanz Kommentar,

2. Aufl. 2010, § 253 Rdn. 125; Kessler, in: Kessler et al., Handbuch BilMoG,
2. Aufl. 2010, S. 328; Kozikowski/Schubert, in: Ellrott et al., Beck’scher Bi-
lanz-Kommentar, 8. Aufl. 2012, § 253 Rdn. 180; Hoffmann/Lüdenbach, NWB
Kommentar Bilanzierung, 3. Aufl. 2012, § 253 HGB Rdn. 90d; a. A. wohl
Petersen/Zwirner, KoR 2008 Beil. 3 S. 10.

4 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 44.
5 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 23.
6 Vgl. Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Bilanzrechts

(Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – BilMoG), S. 110, abrufbar unter
www.wpk.de/pdf/BMJ_Referentenentwurf_BilMoG.pdf, (Abruf: 12. 4. 2012)

7 So auch Fink/Kunath, DB 2010 S. 2347.
8 Vgl. IDW RS HFA 38, Tz. 15.
9 A. A. wohl Kozikowski/Schubert, a.a.O. (Fn. 3), § 253 HGB Rdn. 180.
10 Vgl. BT-Drucks. 16/160067 S. 52, abrufbar unter http://dip21.bundes-

tag.de/dip21/btd/16/100/1610067.pdf (Abruf: 12. 4. 2012).
11 Strenger wohl Kunath: Ermessensabhängige Bilanzierung und Bewertung

von Rückstellungen, in: Fink et al., Bilanzpolitik und Bilanzanalyse nach
neuem Handelsrecht, 2010, S. 161; Fink/Kunath, DB 2010 S. 2347 f.
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Die vom HFA befürwortete Nichtabzinsung von Sachleis-
tungsverpflichtungen, die durch Abgabe eines bilanzierten Ver-
mögensgegenstands zu erfüllen sind (z. B. bestimmte Heimfall-
verpflichtungen) verdient Zustimmung. Der Weg zu diesem
Auslegungsergebnis führt über eine teleologische Reduktion.
Die mit der Rückstellung zu erfassende wahre Vermögensbelas-
tung spiegelt in diesem Fall der Buchwert des Vermögensgegen-
stands zuzüglich etwaiger Transaktionskosten wider und nicht
dessen Barwert12.

III. Barwertermittlung: Bestimmung der Restlaufzeit
1. Konkretisierung der gesetzlichen Regelung

Die Restlaufzeit einer Rückstellung markiert den Zeitraum vom
Abschlussstichtag bis zum Zeitpunkt der voraussichtlichen Inan-
spruchnahme des Kaufmanns aus der Verpflichtung. Sie be-
stimmt den für die Barwertermittlung heranzuziehenden Abzin-
sungszinssatz.

Bei vertraglich begründeten Verpflichtungen ist zur Ermitt-
lung der Restlaufzeit auf die Mindestlaufzeit abzustellen. Sie
kann sich aus den in einem Vertrag getroffenen Fälligkeitsabre-
den oder einer etwaigen Kündigungsmöglichkeit des Bilanzie-
renden ergeben. Verlängerungsoptionen sind ausnahmsweise
dann zu berücksichtigen, wenn ihre Ausübung am Abschluss-
stichtag (mindestens) wahrscheinlich ist. Lässt sich der Zeit-
punkt der Inanspruchnahme nicht eindeutig bestimmen, fordert
der HFA eine vorsichtige Schätzung des Abzinsungszeitraums13.
Der Kürzung des Abzinsungszeitraums längerfristiger Verpflich-
tungen um ein Jahr unter Berufung auf die Vereinfachungsrege-
lung des § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB erteilt der Entwurf des
Rechnungslegungsstandards eine Absage14.

Bei nicht ganzjährigen Restlaufzeiten erachtet der HFA drei
Vorgehensweisen als zulässig:
– Bestimmung der Restlaufzeit durch lineare Interpolation;

– Verwendung des von der Deutschen Bundesbank bekannt-
gegebenen Zinssatzes für die ganzjährige Restlaufzeit, die am
nächsten an der tatsächlichen Restlaufzeit liegt;

– im Fall einer normalen Zinsstruktur Verwendung des von der
Deutschen Bundesbank bekanntgegebenen Zinssatzes für die
nächstkürzere ganzjährige Restlaufzeit.

Für Restlaufzeiten von weniger als einem Jahr soll – alternativ zu
einer den Anforderungen der RückAbzinsV genügenden Zins-
satzermittlung – eine Barwertermittlung unter Rückgriff auf den
veröffentlichten Zinssatz für eine einjährige Restlaufzeit zulässig
sein. Entsprechend wird eine Diskontierung mit dem Abzin-
sungssatz für 50 Jahre auch für Verpflichtungen mit einer länge-
ren Restlaufzeit empfohlen.

Für Verpflichtungen, die über einen längeren Zeitraum erfüllt
werden, sieht IDW ERS HFA 34 unterschiedliche Verfahrens-
weisen vor. Denkbar sei zum einen, die jährlich anfallenden Er-
füllungsausgaben über ihre jeweilige Restlaufzeit abzuzinsen. Al-
ternativ will der HFA eine Abzinsung des gesamten Erfüllungs-
betrags über die durchschnittliche Restlaufzeit der Verpflichtung
zulassen15.

2. Beurteilung und Beispiele
a) Nicht ganzjährige Restlaufzeit

Über die Frage, welcher Zinssatz zur Diskontierung von Ver-
pflichtungen mit nicht ganzjähriger Restlaufzeit heranzuziehen
ist, wird man sich in der Praxis regelmäßig keine größeren Ge-
danken machen müssen. Signifikante Unterschiede zwischen
den von der Deutschen Bundesbank bekannt gegebenen Zins-

sätzen für ganzjährige Restlaufzeiten innerhalb einer Bandbreite
von einem Jahr ergeben sich nur für Fristigkeiten unter zehn
Jahren. Im März 2012 lag der maximale Spread bei 0,15 Pro-
zentpunkten. Der daraus resultierende Einfluss auf den Rück-
stellungsbarwert liegt deutlich unter 2%. Der Fehler wird ver-
stärkt, wenn auch die Restlaufzeit auf- oder abgerundet wird16.

> Beispiel 1:

Für eine Gratifikation von 10.000 ₠ ist zum 31. 12. 2011 eine
Rückstellung zu bilden. Die Zahlung ist nach 4,75 Jahren am
30. 9. 2016 fällig. Die von der Deutschen Bundesbank für
Dezember 2011 veröffentlichten Abzinsungszinssätze für eine
Restlaufzeit von vier (fünf) Jahren betragen 4,24% (4,37%)17.

Der durch lineare Interpolation ermittelte Zinssatz für eine
Restlaufzeit von 4,75 Jahren beträgt 4,3375%. Die systema-
tisch zutreffende Abzinsung der Gratifikation auf den Ab-
schlussstichtag liefert damit einen Barwert von 8.173,50 ₠18.
Wird hilfsweise der Zinssatz für eine Restlaufzeit von vier
Jahren verwendet, erhöht sich der Barwert auf 8.209,88 ₠. Er-
folgt die Abzinsung nur über vier Jahre, beträgt der Barwert
8.469,59 ₠. Er liegt um 3,6% über dem exakt ermittelten Be-
trag. Für die Mehrzahl der Verpflichtungen sollte es daher
ausreichend sein, die tatsächliche Restlaufzeit der Barwert-
ermittlung zugrunde zu legen. Die vereinfachte Bestimmung
des Abzinsungszinssatzes fällt dann kaum ins Gewicht.

b) Unbestimmte Restlaufzeit

Ist der Erfüllungszeitpunkt einer Verpflichtung weder vertrag-
lich noch gesetzlich bestimmt, muss die Restlaufzeit geschätzt
werden. Nach dem Prinzip der Bewertungsvorsicht (vgl. § 252
Abs. 1 Nr. 4 HGB) ist der Abzinsungszeitraum im Zweifel eher
zu kurz als zu lang zu schätzen19. Ergänzend ist der Grundsatz
der Unternehmensfortführung zu berücksichtigen. Er sieht als
Bewertungsprämisse für Schulden eine Erfüllung entsprechend
der unternehmerischen Planung voraus.

> Beispiel 2:

U ist auf Schadenersatz i. H. von 200 Mio. ₠ verklagt worden.
Da die Anwälte mit überwiegender Wahrscheinlichkeit vom
Bestehen des geltend gemachten Anspruchs ausgehen, sieht
sich U zur Bildung einer Rückstellung veranlasst. Ein Urteil
in dem Prozess erwarten die Anwälte frühestens in einem
Jahr. Schöpfe U den Rechtsweg vollends aus, sei in drei bis
vier Jahren mit dem letztinstanzlichen Urteil zu rechnen. Von

12 Im Ergebnis wie hier Gelhausen/Fey/Kämpfer, Rechnungslegung und Prüfung
nach dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz, 2009, Abschnitt I, Rdn. 27.

13 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 37 f.
14 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 36, 40; vgl. auch BT-Drucks. 16/12407 S. 85.
15 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 39.
16 So auch Bertram/Kessler, a.a.O. (Fn. 3), § 253 Rdn. 129; Hoffmann/Lüden-

bach, a.a.O. (Fn. 3), § 253 HGB Rdn. 90d.
17 Abrufbar unter www.bundesbank.de/download/statistik/abzinsungszins-

saetze.pdf (Abruf: 12. 4. 2012).
18 Für eine Abzinsung nur für jeweils volle Jahre der Restlaufzeit Kropp/Wirtz,

DB 2011 S. 543.
19 Das gilt umso mehr, als die generelle Abzinsung unsicherer Schulden mit

dem Realisationsprinzip bricht und infolgedessen zu einer unvorsichtigen
Bilanzierung führt; vgl. Kessler, a.a.O. (Fn. 3), S. 328; a. A. Hoffmann/Lü-
denbach, a.a.O. (Fn. 3), § 253 HGB Rdn. 80, die das Abzinsungsgebot mit
Blick auf den seit jeher praktizierten Barwertansatz von Pensionsverpflich-
tungen als konsequent erachten. Darin liegt ein Irrtum: Die Abzinsung von
Pensionen hat(te) ihren Grund in der Eliminierung einer nach den allgemei-
nen GoB nicht passivierungsfähigen (künftigen) Zinsschuld. Die heutige Ab-
zinsungsregelung zielt demgegenüber in der Mehrzahl der Fälle auf den An-
satz des unter dem Verpflichtungsbetrag liegenden Zeitwerts einer Schuld;
vgl. hierzu bereits Groh, BB 1988 S. 1919 ff.; Küting/Kessler, DStR 1989
S. 723 ff.
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einer Verzinsung des Schadenersatzanspruchs sei abge-
sehen20.

Die Rückstellung ist nicht abzuzinsen. Zur Ermittlung der
Restlaufzeit ist auf den Tag abzustellen, zu dem das Unterneh-
men bei üblichemGang der Dinge frühestens in Anspruch ge-
nommen werden wird. Die Möglichkeit, Rechtsmittel gegen
ein erstinstanzliches Urteil einzulegen, bleibt unberücksichtigt,
solange sich dieser Fortgang der Streitsache nicht klar abzeich-
net. Diese Auslegung der Abzinsungsregelung korrespondiert
mit der Vorgabe des Gesetzgebers, bei der Schätzung künftiger
Änderungen des Erfüllungsbetrags in der Zukunft liegende
singuläre Ereignisse nicht in Betracht zu ziehen21.

> Beispiel 3:

Der mit der Gewinnung von Kies befasste U ist nach dem ge-
nehmigten Abgrabungsplan zur Rekultivierung devastierter
Geländeflächen verpflichtet. Die für die Förderung von Bo-
denschätzen in Anspruch genommenen Flächen sind inner-
halb von fünf Jahren nach Ende der Abbautätigkeit wieder
nutzbar zu machen. Zum Ende des Geschäftsjahrs ist in einer
Betriebsstätte die letzte Tonne Kies gefördert worden. U
rechnet mit einer Dauer der Rekultivierungsmaßnahmen von
zwei Jahren.

Rechtlich könnte U mit der Wiederherstellung des devastier-
ten Grundstücks unmittelbar nach dem Abschlussstichtag be-
ginnen oder sich noch bis zu drei Jahre Zeit lassen. Für die
Schätzung der Restlaufzeit kommt es allerdings nicht nur auf
die rechtliche Vorgaben an. Zu berücksichtigen ist auch,
wann U nach seinen Planungen die Maßnahmen durchführen
wird. Ein unmittelbarer Beginn der Rekultivierungsmaßnah-
men darf für die Rückstellungsbewertung nur unterstellt wer-
den, soweit diese Annahme den betrieblichen Planungen ent-
spricht22. Davon zu unterscheiden ist die Frage, wie bei Erfül-
lungsmaßnahmen, die sich über einen längeren Zeitraum er-
strecken, die Restlaufzeit der Verpflichtung zu ermitteln ist.

c) Uneinheitliche Restlaufzeit

Das Gesetz regelt nicht, wie Schulden abzuzinsen sind, die über
einen längeren Zeitraum hinweg erfüllt werden. Dazu gehören
z. B. Aufbewahrungspflichten, Entsorgungs-, Abbruch-, Rekul-
tivierungs-/Wiederherstellungsverpflichtungen und Verpflich-
tungsüberschüsse aus Dauerschuldverhältnissen. IDW ERS
HFA 34 regt in diesen Fällen eine tranchenweise Abzinsung an.
Dazu sollen die in bestimmten Zeitabschnitten (z. B. Jahre,
Quartale) anfallenden Ausgaben zur Erfüllung der betreffenden
Verpflichtung mit dem ihrer jeweiligen Restlaufzeit entspre-
chenden Zinssatz diskontiert werden. Fallen die Ausgaben
gleichmäßig während eines abgrenzbaren Zeitraums an, hält es
der HFA alternativ für zulässig, der Barwertermittlung eine
durchschnittliche Restlaufzeit zugrunde zu legen.

> Beispiel 4:

Für die Verpflichtung, ein ausgebeutetes Grundstück zu re-
kultivieren, bildet U am 31. 12. 2011 eine Rückstellung. Die
Rekultivierungsmaßnahmen sollen am 1. 1. 2014 beginnen
und sich über drei Jahre erstrecken. Die undiskontierten Auf-
wendungen für die Wiederherstellung des Grundstücks
schätzt U auf 400.000 ₠ pro Jahr. Von künftigen Kostenstei-
gerungen sei abgesehen.

Aus Vereinfachungsgründen sei von einem Anfall der Auf-
wendungen jeweils in der Mitte des Jahres ausgegangen23.
Die aus den Veröffentlichungen der Deutschen Bundesbank

durch Interpolation abgeleiteten Marktzinssätze betragen am
31. 12. 2011:

– für eine Restlaufzeit von 2,5 Jahren: 4,02%,

– für eine Restlaufzeit von 3,5 Jahren: 4,16%,

– für eine Restlaufzeit von 4,5 Jahren: 4,30%.

Die tranchenweise Diskontierung der Erfüllungsausgaben lie-
fert einen Barwert der Rekultivierungsverpflichtung von
1.040.252 ₠:

Restlaufzeit
(Jahre)

Ausgaben
(₠)

Zinssatz
(%)

Barwert
(₠)

2,5 400.000 4,02% 362.446

3,5 400.000 4,16% 348.882

4,5 400.000 4,30% 330.964

1.200.000 1.040.252

Vereinfachend kann im Beispiel die (einheitliche) Restlaufzeit
nach der Formel ,Zeitraum bis zum Beginn der Erfüllungs-
maßnahme plus halbe Erfüllungsdauer’ ermittelt werden. Sie
beträgt 3,5 Jahre (2 Jahre + 1,5 Jahre). Wird sie zur Barwert-
ermittlung herangezogen, ergibt sich ein Rückstellungsbetrag
von 1.040.466 ₠. Die Abweichung ist vernachlässigbar24.

Der vorstehenden Vereinfachungslösung ist mit Vorbehalten zu
begegnen, wenn in den einzelnen Jahren des Erfüllungszeit-
raums unterschiedlich hohe Aufwendungen anfallen.

> Beispiel 4 – Variante:

Abweichend vom Ausgangsfall sei für die Rekultivierung des
Grundstücks folgender Aufwandsverlauf angenommen:

– Geschäftsjahr 2014: 400.000 ₠,

– Geschäftsjahr 2015: 400.000 ₠,

– Geschäftsjahr 2016: 1.000.000 ₠.

Die tranchenweise Abzinsung führt in der Variante zu einem
Barwert der Rekultivierungsausgaben von 1.536.698 ₠:

Restlaufzeit
(Jahre)

Ausgaben
(₠)

Zinssatz
(%)

Barwert
(₠)

2,5 400.000 4,02% 362.466

3,5 400.000 4,16% 346.822

4,5 1.000.000 4,30% 827.410

1.800.000 1.536.698

Nach der Vereinfachungslösung berechnet sich ein Wert-
ansatz für die Rückstellung von 1.560.699 ₠. Er liegt im Bei-
spiel lediglich 1,6% über dem durch tranchenweise Abzin-
sung ermittelten Verpflichtungsbetrag. Unabhängig davon
sollte bei größeren Schwankungen der Erfüllungsausgaben

20 Bei verzinslichen Schulden sollen die nach dem Abschlussstichtag anfallen-
den Zinsen in den Verpflichtungsbetrag einzurechnen sein. Weicht die Ver-
zinsung nur unwesentlich vom maßgeblichen Abzinsungszinssatz ab, erach-
tet der HFA einen Ansatz der Rückstellung zum Nominalbetrag der Schuld
als zulässig; vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 34 f.

21 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 25.
22 Vgl. Kessler, in: Küting/Pfitzer/Weber, HdR-E, 5. Aufl. 2002 ff., § 249 HGB

Rdn. 289 f.
23 Vgl. zu dieser Vereinfachung IDW ERS HFA 34, Tz. 39.
24 Die Restlaufzeit in sinngemäßer Anwendung des § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e

EStG als Zeitraum vom Abschlussstichtag bis zum Beginn der Erfüllungsmaß-
nahmen zu ermitteln, ist mit dem Wortlaut und der Regelungsabsicht des
§ 253 Abs. 2 HGB nicht zu vereinbaren; vgl. Kessler, a.a.O. (Fn. 3), S. 333;
a. A. Kropp/Wirtz, DB 2011 S. 543 f.
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die Restlaufzeit als durchschnittliche Kapitalbindungsdauer
ermittelt werden. Sie beträgt im Beispiel auf nomineller Basis
3,83 Jahre:

[(400.000 H 2,5 Jahre + 400.000 H 3,5 Jahre + 1.000.000 H
4,5 Jahre) / 1.800.000]

Durch Interpolation ermittelt sich ein zugehöriger Zinssatz
von 4,22%. Die Abzinsung des nominellen Verpflichtungs-
betrags mit diesen Parametern liefert mit 1.536.526 ₠ einen
Barwert, der nahezu identisch ist mit dem tranchenweise er-
rechneten Betrag.

Sowohl die tranchenweise Abzinsung der Erfüllungsausgaben
als auch die Barwertermittlung auf Basis der durchschnittlichen
Kapitalbindungsdauer ignorieren den Finanzierungseffekt aus
der Anlage der Rückstellungsgegenwerte. Bezieht man diesen in
die Betrachtung mit ein, werden die jährlichen Mittelabflüsse
teilweise aus den Erträgen der an das Unternehmen gebundenen
Finanzmittel gespeist. Da die Bewertungsvorschriften eine bilan-
zielle Vorsorge nur für die darüber hinausgehenden ,Tilgungs-
beträge’ zulassen, liegt es nahe, zur Ermittlung der Restlaufzeit
der Verpflichtung auch nur auf diese Beträge abzustellen. Das
führt zu der aus der Pensionsbewertung bekannten Durations-
lösung25. Sie ermittelt den gewogenen Mittelwert der Zeitpunk-
te, zu denen Ausgaben für die Erfüllung der ungewissen Ver-
bindlichkeit anfallen, auf Barwertbasis26.

Angewendet auf die Variante des obigen Beispiels bedeutet
das: Im ersten Schritt sind die Barwerte der jährlichen Erfül-
lungsausgaben zu ermitteln. Sie können der Berechnung für die
Lösung nach der tranchenweisen Abzinsung entnommen wer-
den. Zur Ermittlung der Duration sind diese Barwerte nach fol-
gender Formel mit ihrer jeweiligen Restlaufzeit zu gewichten:

[(362.466 H 2,5 Jahre + 346.822 H 3,5 Jahre + 827.410 H 4,5
Jahre) / 1.536.698].

Das ergibt einenWert von3,803 Jahren.DieAbzinsungdesno-
minellen Verpflichtungsbetragbetrags mit dem durch Interpolati-
on bestimmten Zinssatz von 4,20% über die Restlaufzeit führt zu
einem Barwert der ungewissen Verpflichtung von 1.539.189 ₠.

Die Abweichung zu den zuvor dargestellten Lösungen beträgt
nur wenig mehr als 2.000 ₠, d. h. rund 0,2%. Das erscheint im
Beispiel vernachlässigbar. Bei ausgesprochen langfristigen Ver-
pflichtungen können sich allerdings – je nach Verteilung des
Ausgabenanfalls – deutlich größere Abweichungen zwischen
den Berechnungen ergeben.

Für die Entscheidung, den Barwert einer ungewissen Verbind-
lichkeit mit einem längeren Erfüllungszeitraum tranchenweise
oder unter Verwendung einer durchschnittlichen Restlaufzeit zu
bestimmen, können nicht nur bilanzpolitische Erwägungen, son-
dern auch Vereinfachungsaspekte sprechen. Zwei Beispiele dazu:

> Beispiel 5:

U gewährt auf seine Produkte eine dreijährige Garantie. Er-
fahrungsgemäß fallen 75% der Aufwendungen aus Garantie-
fällen innerhalb eines Jahres nach Verkauf des Produkts an.
In den folgenden beiden Jahren sind es 10% bzw. 15%.

Bei tranchenweiser Abzinsung sind die Garantieaufwendun-
gen des zweiten und dritten Jahrs mit dem jeweiligen fristadä-
quaten durchschnittlichen Marktzins abzuzinsen27. Anders
die Vereinfachungslösung: Unterstellt man einen Anfall der
Aufwendungen jeweils zur Mitte eines Garantiejahrs, errech-
net sich eine durchschnittliche Restlaufzeit der Aufwendun-
gen von 0,9 Jahren28. Nach diesem Ansatz erübrigt sich mit-
hin eine Abzinsung der ungewissen Verpflichtung29.

> Beispiel 6:

U ist als alteingesessener bilanzierender Kaufmann verpflich-
tet, bestimmte geschäftliche Unterlagen gem. § 257 HGB für
zehn Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungskosten für die
jährlich in gleichem Umfang anfallenden Unterlagen betragen
100 ₠ p. a.

Die tranchenweise Abzinsung der Aufbewahrungskosten er-
weist sich in diesem Fall als aufwendig. Sie muss zum einen
den degressiven Verlauf der Aufwendungen30, zum anderen
die sich im Zeitablauf ändernden Zinssätze berücksichtigen.
Vereinfachen lässt sich die Berechnung, indem die gesamten
Erfüllungskosten für die amAbschlussstichtagbestehendeAuf-
bewahrungspflicht über2,75 Jahre abgezinstwerden.DieErfül-
lungskosten ermitteln sich unter dengetroffenenAnnahmenals
das 5,5-fache der jährlichen Aufbewahrungskosten31.

IV. Aufwendungen und Erträge aus der Abzinsung in
der GuV
1. Ausweis im operativen Ergebnis oder im Finanzergebnis

§ 277 Abs. 5 Satz 1 HGB fordert einen gesonderten Ausweis
der Erträge und Aufwendungen aus der Abzinsung in der GuV
unter den Posten „Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge“ bzw.
„Zinsen und ähnliche Aufwendungen“. IDW RS HFA 34 stellt
klar, dass unter diesen Sonderausweis nur Auf- und Abzinsungs-
erfolge aus der Bewertung von Rückstellungen (vgl. § 253
Abs. 2 HGB) fallen32. Andere Ergebniswirkungen aus der Ab-
zinsung von Bilanzposten (z. B. von unverzinslichen langfristi-
gen Forderungen) sind hiervon nicht erfasst. Auch wenn der
Gesetzeswortlaut von einem gesonderten Ausweis in der GuV
ausgeht, ist eine Angabe im Anhang als sog. Wahlpflichtangabe
möglich. Die Verlagerung des Ausweises der Aufzinsungserfolge
in den Anhang befreit indes nicht von der Angabe der entspre-
chenden Vorjahreszahlen (vgl. § 265 Abs. 2 Satz 1 HGB)33.

25 Vgl. IDW RS HFA 30, Tz. 55.
26 Vgl. eingehend hierzu Bertram/Kessler, a.a.O. (Fn. 3), § 253 HGB Rdn. 132.
27 Für die Aufwendungen des dem Abschlussstichtag folgenden Jahrs besteht

keine Abzinsungspflicht, da die ihnen zugrunde liegenden Verpflichtungen
eine Restlaufzeit von nicht mehr als einem Jahr haben. Anders liegt der Fall
einer Rekultivierungsverpflichtung, deren Erfüllung sich über drei Jahre er-
streckt. Sie stellt eine einheitliche Verpflichtung dar, die nicht künstlich in
eine kurz- und eine längerfristige Schuld zerlegt werden darf. Daher sind
bei tranchenweiser Barwertermittlung alle Aufwendungen, also auch jene
des ersten Jahrs, abzuzinsen.

28 Ermittlung: (75% H 0,5 Jahre + 10% H 1,5 Jahre + 15% H 2,5 Jahre) /
100%.

29 Eine weitere Vereinfachung besteht darin, für eine Gruppe gleichartiger Ver-
pflichtungen eine durchschnittliche Restlaufzeit zu ermitteln (vgl. § 240
Abs. 4 HGB). Beträgt diese nicht mehr als ein Jahr, entfällt auch die Abzin-
sungspflicht für in die Gruppe einbezogene Verpflichtungen, die bei einer
Einzelbewertung abzuzinsen wären.

30 Der degressive Verlauf resultiert aus den unterschiedlichen Aufbewahrungs-
dauern für die im Laufe der Zeit angesammelten Unterlagen. Alle zu Beginn
eines Geschäftsjahrs der Aufbewahrungspflicht unterliegenden Dokumente
sind mindestens ein Jahr aufzubewahren. Nur für die aus dem letzten Jahr
stammenden Unterlagen beträgt die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre.

31 Im Durchschnitt sind die archivierungspflichtigen Unterlagen 5,5 Jahre auf-
zubewahren (10 Jahre + 1 Jahr) / 2. Da die Aufbewahrungskosten gleich-
mäßig innerhalb dieses Zeitraums anfallen, kann der mittlere Zeitpunkt ih-
res Anfalls in 2,75 Jahren nach dem Abschlussstichtag angenommen wer-
den. Die Vereinfachungslösung führt im Beispiel – wie auch in anderen Fäl-
len – zu einer leicht überhöhten Rückstellung. Anders als angenommen, fal-
len die Aufwendungen nämlich nicht vollständig innerhalb eines Zeitraums
von 5,5 Jahren nach dem Abschlussstichtag an, sondern sie verteilen sich
(degressiv) über 9,5 Jahre. Bei exakter Berechnung ergibt sich daher ein
höherer Abzinsungseffekt.

32 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 52; a. A.: Hofmann/Lüdenbach, a.a.O. (Fn. 3),
§ 277 HGB Rdn. 58.

33 Vgl. Wolf/Bosse, in: Bertram et al., Haufe HGB Bilanz Kommentar, 2. Aufl.
2010, § 265 HGB Rdn. 11.; IDW RS HFA 39, Tz. 1.
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Die erstmalige Einbuchung einer gem. § 253 Abs. 2 HGB ab-
zuzinsenden Rückstellung hat nach IDWERSHFA 34 nach der
sog. Nettomethode zu erfolgen34. Der notwendige Erfüllungs-
betrag der Rückstellung wird zulasten des operativen Ergebnisses
eingebucht; das Finanzergebnis bleibt bei der Nettomethode un-
berührt. InFolgeperioden erfolgt dieAufzinsungderRückstellung
aufwandswirksam durch Buchung eines Zinsaufwands. Der Ge-
setzeswortlaut von § 277 Abs. 5 Satz 1 HGB lässt allerdings – je-
denfalls bei nicht zinsanteilhaltigen Verpflichtungsbeträgen –
Raum für eine Einbuchung nach der Bruttomethode; wie sonst
sollte es überhaupt zumAusweis von Erträgen aus der Aufzinsung
kommen35. Bei der Bruttomethode wird der Nominalbetrag der
Verpflichtung zulasten des operativen Ergebnisses eingebucht
und gleichzeitig ein Zinsertrag aus der Abzinsung gebucht. In
der Praxis hat sich die von IDW RS HFA 34 geforderte Netto-
methode weitgehend durchgesetzt, da hierbei ein höheres operati-
ves Ergebnis (EBIT) ausgewiesen wird.

§ 277 Abs. 5 Satz 1 HGB gibt für Aufwendungen aus der
Aufzinsung von Rückstellungen eine eindeutige Anweisung zum
Ausweis im Finanzergebnis („Zinsen und ähnliche Aufwendun-
gen“). Für andere bewertungsrelevante Parameter ist dies nicht
so eindeutig festgelegt, sodass hier Interpretationsspielraum be-
steht. IDW ERS HFA 34 greift diese Regelungslücken auf und
bietet dem Anwender Hilfestellung, welche möglichen Ausweis-
varianten bestehen36.

2. Änderung des Abzinsungssatzes

§ 253 Abs. 2 HGB schreibt die Abzinsung mit einem restlauf-
zeitäquivalenten Zinssatz vor. Die maßgeblichen Zinssätze wer-
den von der Deutschen Bundesbank monatlich veröffentlicht.
Ändert sich bei der Rückstellungsbewertung der zugrunde zu le-
gende Abzinsungssatz, stellt sich die Frage, wie diese Änderung
zeitlich zu verarbeiten ist, da sich hieraus Auswirkungen auf den
Ausweis im operativen Ergebnis bzw. Finanzergebnis ergeben.
IDW ERS HFA 34 lässt aus Vereinfachungsgründen zu, eine
Änderung des Abzinsungssatzes erst zum Ende der Berichts-
periode anzunehmen37.

> Beispiel 7:
Arzneimittelhersteller P schätzt zum 31. 12. 2011 den Nomi-
nalbetrag aus einemRechtsstreit mit 100.000 ₠ bei einer erwar-
teten Inanspruchnahme in drei Jahren. Der restlaufzeit-
äquivalente Abzinsungssatz bestimmt sich gem. RückAbzinsV
mit 4,09%. Die Rückstellung wird zum 31. 12. 2011 mit dem
notwendigen Erfüllungsbetrag i.H. von 88.669 ₠ erstmalig
eingebucht. Zum 31. 12. 2012 beläuft sich der Abzinsungssatz
bei nur noch 2-jähriger Restlaufzeit auf 3,93%, der der Rück-
stellungsbewertung zum 31. 12. 2012 zugrunde zu legen ist.
Im Finanzergebnis (Zinsen und ähnliche Aufwendungen) des
Geschäftsjahres 2012 ist der Aufzinsungsaufwand i.H. von
3.627 ₠ (= 4,09% von 88.669 ₠) zu berücksichtigen.

Die exaktere Bestimmung des Aufzinsungsaufwands mittels mo-
nats- oder quartalsgenauer Betrachtung ist mit entsprechend hö-
herem Ermittlungsaufwand verbunden, ohne zu einem wesentli-
chen Informationsgewinn zu führen. Der Bilanzierende hat bei
der gewählten Methode das Stetigkeitsgebot zu beachten38.

3. Zeitpunkt des Rückstellungsverbrauchs

Die Bestimmung des Aufzinsungsaufwands ist ungleich schwie-
riger, wenn ein teilweiser Verbrauch der Vorjahresrückstellung
zu berücksichtigen ist. Auch hier eröffnet der Entwurf praxis-
gerechte Vereinfachungsannahmen, indem unterstellt werden
kann, dass Änderungen des Verpflichtungsumfangs (durch teil-

weisen Verbrauch oder auch Schätzungsänderungen) zu Beginn
oder zum Ende des Geschäftsjahrs erfolgen. Hiervon unbenom-
men bleibt die Möglichkeit, die Verbräuche und den Abzin-
sungsaufwand monats- oder taggenau zu berechnen. Bei der
Entscheidung für eine der gewählten Methoden gelten auch hier
die Stetigkeitsgrundsätze.

> Beispiel 8:

Die B-GmbH weist zum 31. 12. 2011 eine Rückstellung mit
einerNominalverpflichtungvon2.000T₠undeinergeschätzten
Restlaufzeitvonvier Jahrenmit ihremErfüllungsbetrag i.H.von
1.694 T₠ aus (Zinssatz gem. RückAbzinsV: 4,24%). Entgegen
derursprünglichenSchätzungderRestlaufzeit erfolgtzum31.8.
2012 eine Inanspruchnahme i. H. von 40% = 800 T₠. Zum
31. 12. 2012 wird die restliche Verpflichtung (unverändert)
mit 1.200 T₠ bei einer Restlaufzeit von drei Jahren geschätzt.
Der imFinanzergebnis desGeschäftsjahrs 2012 auszuweisende
Aufzinsungsaufwand kann wie folgt ermittelt werden:

Variante A: Fiktion des Verbrauchs zum 1. 1. 2012. Der Auf-
zinsungsaufwand berechnet sich mit 51 T₠ (4,24% von
1.200 T₠).

Variante B: Fiktion des Verbrauchs zum 31. 12. 2012. Der
Aufzinsungsaufwand beträgt 85 T₠ (4,24% von 2.000 T₠).

Variante C: Monatsgenaue Berechnung. Der Aufzinsungsauf-
wand berechnet sich mit 4,24% von 2.000 T₠ für acht Mona-
te + 4,24% von 1.200 T₠ für vier Monate = 73 T₠.

Es wird deutlich, dass die von IDW ERS HFA 34 vorgeschlage-
nen Vereinfachungen (Varianten A und B) zu größeren Abwei-
chungen gegenüber der monatsgenauen Berechnung führen. Da
es sich aber ,nur’ um eine Ausweisfrage handelt, erscheinen diese
Unschärfen vertretbar39. Zudem ist die genaue Bestimmung des
unterjährigen Zeitpunkts eines Rückstellungsverbrauchs nicht
immer so eindeutig möglich, wie in diesem Beispiel (z. B. bei
Gewährleistungsrückstellungen). Probleme können außerdem
auftreten, wenn der teilweise Verbrauch der Rückstellung nicht
zu einem, sondern zu mehreren Zeitpunkten erfolgt, oder die
Rückstellung kontinuierlich verbraucht wird40.

4. Schätzungsänderungen bzgl. der Restlaufzeit

Ändert sich bei einer Rückstellung im Zeitablauf der geschätzte
Erfüllungszeitpunkt, hat dies Ergebniswirkungen bei der Rück-
stellungsbewertung zur Folge. Eine Verkürzung der Restlaufzeit
bewirkt einen Aufwand (infolge nunmehr geringerer Abzinsung)
und entsprechend führt eine Verlängerung der Restlaufzeit zu
einem Ertrag. Fraglich ist, wie diese Erfolgswirkungen in der
GuV auszuweisen sind.

34 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 11.
35 Vgl. Kessler, a.a.O. (Fn. 3), S. 390.
36 Vgl. Abschn. IV. 3.-5.
37 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 12. In der IFRS-Bilanzierung erfolgt dies gleicher-

maßen, vgl. IFRIC 1.8.
38 Da es um das das methodische Vorgehen bei der Aufzinsung geht, ist der

Grundsatz der Bewertungsmethodenstetigkeit berührt (vgl. § 252 Abs. 1
Nr. 6 HGB). Im Ergebnis wirken sich die unterschiedlichen Verfahrensweisen
allerdings nur auf die dem Grundsatz der Ausweisstetigkeit (vgl. § 265
Abs. 1 HGB) unterliegende Darstellung von Aufwendungen in der GuV aus.

39 Hoffmann/Lüdenbach, a.a.O. (Fn. 3), § 275 Rdn. 45, § 277 HGB Rdn. 59 ver-
treten die Auffassung, dass aufgrund des Gesetzeswortlauts Aufwendungen
aus der Aufzinsung nicht von der Vorschrift erfasst sind, da § 277 Abs. 5
Satz 1 HGB nur von Abzinsung spreche. Danach wäre in dem Beispiel auch
ein Zinsaufwand von 0 T₠ zulässig. Diese Auffassung wird von den Verfas-
sern nicht geteilt.

40 Eine Rückstellung für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen verbraucht
sich wirtschaftlich kontinuierlich das gesamte Jahr über, auch wenn recht-
lich erst am Jahreswechsel die Verpflichtung für ein zurückliegendes Ge-
schäftsjahr erlischt.
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Soweit (im Regelfall) bei der Einbuchung die Nettomethode
angewendet wurde, handelt es sich bei der Schätzungsänderung
letztlich um eine Korrektur der Einbuchung. Da nach der Net-
tomethode die Einbuchung zulasten des operativen Ergebnisses
erfolgt, spricht dies für einen Ausweis der Ergebniswirkung aus
der Restlaufzeitänderung im operativen Ergebnis. Die Ergebnis-
wirkung aus der Schätzungsänderung betrifft ausschließlich die
Abzinsung der Nominalverpflichtung. Ein Ausweis der Ergeb-
niswirkung aus der Schätzungsänderung im Finanzergebnis ist
somit ebenso begründbar. IDW ERS HFA 34 erkennt beide
Sichtweisen an. Die Entscheidung für einen Ausweis im operati-
ven bzw. Finanzergebnis ist jedoch zum einen stetig (vgl. § 265
Abs. 1 HGB) und zum anderen einheitlich mit den Effekten aus
Zinssatzänderungen auszuüben41.

> Beispiel 9:
Die X-AG weist im Jahresabschluss zum 31. 12. 2011 eine
Sonstige Rückstellung mit einer Nominalverpflichtung i. H.
von 800.000,00 ₠ bei einer geschätzten Restlaufzeit von zehn
Jahren und einem restlaufzeitadäquaten Abzinsungssatz von
4,86% mit ihrem Erfüllungsbetrag i. H. von 497.727,29 ₠
aus. Im Geschäftsjahr 2012 ergeben sich keine Verbräuche,
Zuführungen oder Auflösungen der Rückstellung. Zum
31. 12. 2012 wird der Nominalbetrag der Rückstellung unve-
rändert mit 800.000,00 ₠ geschätzt42, allerdings wird die
Restlaufzeit infolge einer Änderung gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen nunmehr nur noch mit fünf Jahren angenommen.
Zur Ermittlung des Effekts aus der Restlaufzeitänderung ist
wie folgt vorzugehen. Die Rückstellung zum 31. 12. 2012 be-
rechnet sich bei einem Abzinsungssatz von 4,86% mit
800.000,00 ₠ H 1,0486-5 = 631.016,51 ₠. Hätte sich die Rest-
laufzeit nicht geändert, ergäbe sich ein notwendiger Erfül-
lungsbetrag i.H. von 800.000,00 ₠ H 1,0486-9 =
521.916,84 ₠43.DerEffekt aus der Schätzungsänderung beläuft
sich somit auf 631.016,51 ₠ – 521.916,84 ₠ = 109.099,67 ₠.

5. Ausweis von Effekten aus Zinssatzänderungen

Durch die Verwendung von restlaufzeitäquivalenten Zinssätzen
ergeben sich im Zeitablauf Zinssatzänderungen, die zu Ergeb-
niswirkungen bei der Rückstellungsbewertung führen. Für eine
Berücksichtigung dieser Ergebniswirkungen im operativen Er-
gebnis oder im Finanzergebnis lassen sich dieselben Gründe vor-
tragen, wie bei Ergebniswirkungen aus Schätzungsänderungen
bei der Restlaufzeit44.

IDW ERS HFA 34 erkennt auch für diese Ergebniswirkun-
gen ein Zuordnungswahlrecht an, diese entweder im operativen
oder im Finanzergebnis auszuweisen45, wobei eine einheitliche
Ausübung des Zuordnungswahlrechts mit den Effekten aus
einer geänderten Schätzung der Restlaufzeit zu beachten ist.

> Beispiel 10:

Sachverhalt wie Beispiel 9. Bei einer neunjährigen Restlauf-
zeit ergibt sich ein Abzinsungssatz von 4,78%. Der Effekt aus
der Zinssatzänderung berechnet sich wie folgt: Rückstel-
lungsberechnung mit Zinssatz des Vorjahres: 800.000,00 ₠ H
1,0486-5 = 631.016,51 ₠. Rückstellungsberechnung mit dem
anzuwendenden Zinssatz: 800.000,00 ₠ H 1,0437-5 =
645.968,84 ₠. Der Effekt aus der Zinssatzänderung beläuft
sich auf 645.968,84 ₠ – 631.016,51 ₠ = 14.952,33 ₠46.

V. Anhangberichterstattung
Die für KapGes. und haftungsbeschränkte Personenhandels-
gesellschaften zu beachtenden gesetzlichen Vorschriften zur An-

hangberichterstattung haben sich bzgl. Rückstellungen – au-
ßerhalb der Altersversorgungsverpflichtungen47 – durch das
BilMoG nicht geändert. Allerdings ergibt sich durch die dis-
kutierten Wahlrechte und weitere BilMoG-Effekte eine Aus-
weitung der Anhangberichterstattung auch bei diesen Rückstel-
lungen gegenüber der Zeit vor BilMoG.

§ 284 Abs. 2 Nr. 1 HGB sieht die Pflicht zur Erläuterung
der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vor.
Bezüglich der Abzinsung sind folgende Angaben zu beachten48:
– die getroffenen Annahmen zur Ermittlung des Aufzinsungs-

aufwands49;

– die Ausübung des Ausweiswahlrechts bzgl. Schätzungsände-
rungen bei Restlaufzeiten und Zinssatzänderungen50;

– die Methode der Ersterfassung (Brutto- oder Nettomethode):
IDW ERS HFA 34 präferiert die Nettomethode. Soweit Bi-
lanzierende die Bruttomethode bei der Ersterfassung von
Rückstellungen anwenden, sollte dies aus Gründen der Klar-
heit im Anhang angegeben werden;

– eine etwaige Abzinsung von Rückstellungen mit einer Rest-
laufzeit bis zu einem Jahr51;

– Werden gem. Art 67 Abs. 3 Satz 1 EGHGB noch Auf-
wandsrückstellungen nach altem Recht52 fortgeführt, so ist
auf deren Nichtabzinsung hinzuweisen, da auf diese Rückstel-
lungen die neu gefassten Bewertungsvorschriften keine An-
wendung finden. Die Angabepflicht ergibt sich unmittelbar
aus der Vorschrift § 284 Abs. 2 Nr. 1 HGB, die für alle
Rückstellungen eine Erläuterung der angewandten Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden verlangt.

VI. Fazit und Zusammenfassung
Die Bewertung von Rückstellungen wurde durch das BilMoG
deutlich kompliziert, indem zukünftige Preis- und Kostenver-
hältnisse zu berücksichtigen sind und längerfristige Rückstellun-
gen einer Abzinsungspflicht unterliegen. Um bei der Umsetzung
der Bewertungsvorgaben ein angemessenes Kosten-/Nutzenver-
hältnis zu wahren, sind Vereinfachungslösungen notwendig.

IDW ERS HFA 34 greift Zweifelsfragen bei der Ermittlung
des notwendigen Erfüllungsbetrags von Verbindlichkeitsrück-
stellungen auf und liefert Vereinfachungsvorschläge, die für den
Bilanzierenden hilfreich sind, ohne die Aussagefähigkeit der Jah-
resabschlüsse zu beeinträchtigen.

41 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 51.
42 Zukünftige Preis- und Kostenänderungen sind zur Vereinfachung des Bei-

spiels nicht berücksichtigt.
43 Zur Ermittlung des auf die Schätzungsänderung der Restlaufzeit entfallen-

den Aufwands ist vom Vorjahrszinssatz auszugehen, auch wenn bei einer
fünfjährigen Abzinsung ein Zinssatz von 4,37% zu verwenden wäre. Zur Be-
handlung von Zinssatzänderungen vgl. den nachfolgenden Abschn. IV. 5.

44 Vgl. Abschn. IV. 4.
45 So auch zu Altersversorgungsverpflichtungen IDW RS HFA 30, Tz. 87 f.
46 Die Rückstellungsveränderung vom 31. 12. 2011 (497.727,29 ₠) zum 31. 12.

2012 (645.968,84 ₠) beläuft sich auf 148.241,55 ₠ und lässt sich auf fol-
gende Effekte zurückführen: Aufwand aus der Aufzinsung (497.727,29 ₠ H
4,86% = 24.189,55 ₠), Aufwand aus der Schätzungsänderung der Restlauf-
zeit (109.099,67 ₠, vgl. Beispiel 9) und Auwand aus Zinssatzänderung
(14.952,33 ₠).

47 § 285 Nr. 24 HGB, vgl. IDW RS HFA 30, Tz. 89 ff.
48 Vgl. IDW ERS HFA 34, Tz. 53.
49 Unterstellter Zeitpunkt der Veränderung des Abzinsungssatzes, vgl.

Abschn. IV. 2.
50 Vgl. Abschn. IV. 4. und IV. 5.
51 U. E. vermittelt die Angabe: „Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr

als einem Jahr sind entsprechend § 253 Abs. 2 HGB mit einem restlaufzeitä-
quivalenten Zinssatz gem. RückAbzinsV abgezinst worden“ ausreichend,
dass keine Abzinsung der kurzfristigen Rückstellungen erfolgt ist.

52 § 249 Abs. 1 Satz 3 HGB i. d. F. vor Inkrafttreten des BilMoG.
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